
Vizepräsident Worm:

Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. Damit kommen wir zur Mündlichen Anfrage der Abgeordneten Pfeffer-
lein in der Drucksache 7/3743.

Abgeordnete Pfefferlein, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Vielen Dank, Herr Präsident.

Auszahlung von Nothilfen in 2020 und 2021 und regulären Haushaltsmitteln für 2021 an Geburtshäuser in
Thüringen 

Seit Beginn der Coronapandemie hat der Freistaat Thüringen nach Angaben des Thüringer Gesundheitsmi-
nisteriums Nothilfen in Höhe von 1,12 Millionen Euro an Nothilfen an Sozialverbände ausgezahlt. Dies ist ei-
nem Artikel in der „Thüringer Allgemeine“ vom 10. Juli dieses Jahres zu entnehmen. In dem Text waren auch
Zahlungen an pandemiebedingt in ihrer Existenz bedrohte Geburtshäuser erwähnt.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Geburtshäuser in Thüringen haben im Jahr 2020 in welcher Höhe und auf welcher Grundlage Mit-
tel aus der Nothilfe erhalten?

2. Welche Geburtshäuser in Thüringen haben in welcher Höhe und auf welcher Grundlage bis zum
30.06.2021 für 2021 Mittel aus der Nothilfe erhalten?

3. Wie hoch ist der Mittelabfluss aus dem Titel 08 29 – 686 71 zum 30.06.2021 in den einzelnen Posten und
ist damit zu rechnen, dass die Prognosen zum Mittelabfluss zum 31.12.2021 eintreten? Wenn nicht: Welche
Gründe sind dem TMASGFF dafür bekannt?

Vielen Dank.

Vizepräsident Worm:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie.
Frau Ministerin Werner, bitte.

Werner, Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, die Fragen möchte ich gern für
die Landesregierung beantworten.

Zunächst die Fragen 1 und 2 gemeinsam: Nach Rückfrage bei der GFAW gab es im Jahr 2020 und gibt es
im Jahr 2021 bisher keine Anträge von Geburtshäusern auf Nothilfeleistungen nach der Maßgabe des Thü-
ringer Gesetzes für die Errichtung eines Sondervermögens „Hilfe zur Überwindung direkter und indirekter
Folgen der Corona-Pandemie“. Somit hat kein Thüringer Geburtshaus Mittel aus der Nothilfe erhalten.

Zu Frage 3: Im Titel 08 29 – 686 71, Untertitel 100 stehen für die institutionelle Förderung Geburtshäuser in
Thüringen Mittel in Höhe von insgesamt 468.800 Euro zur Verfügung. Davon sind bis zum 30. Juni 2021
75.775 Euro abgeflossen. Bis Ende des Jahres 2021 ist damit zu rechnen, dass entsprechend der vorliegen-
den Anträge der Geburtshäuser Erfurt und Jena und der zum Teil bereits bewilligten Mittel insgesamt
288.521 Euro für die institutionelle Förderung verausgabt werden. Die weiteren Mittel in Höhe von
180.279 Euro stehen für Anträge weiterer Geburtshäuser zur Verfügung, die noch bis zum Ende des Jahres
einen Antrag auf institutionelle Förderung stellen können.
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Im Titel 08 29 – 686 71, Untertitel 200 stehen für eine bedarfsgerechte und qualitativ hochwertige Versor-
gung mit Hebammenleistungen in Thüringen Mittel in Höhe von insgesamt 281.200 Euro zur Verfügung. Da-
von sind bis zum 30. Juni 2021 642 Euro abgeflossen. Bis zum Ende des Jahres 2021 werden für Maßnah-
men zur Förderung Versorgung mit Hebammenleistungen in Thüringen 1.284 Euro für das Projekt „Pflege
und Wartung der Webseite zur Hebammensuche“ benötigt. Zudem ist beabsichtigt, Mittel in Höhe von
167.800 Euro für die Förderung der Praxisanleitung für die praktische Ausbildung von Hebammen zu bewilli-
gen, da absehbar ist, dass aktuell die im Titel 08 29 – 547 71, Nummer 12 zu diesem Zweck zur Verfügung
stehenden Mittel in Höhe von 200.000 Euro nicht ausreichen. Bei der Haushaltsaufstellung für das Jahr 2021
wurde noch davon ausgegangen, dass Studiengänge nach dem alten Hebammengesetz in Thüringen nicht
mehr beginnen und damit die Ausbildungszahlen, für die eine Förderung der Praxisanleitung erforderlich ist,
rückläufig sind. Im Haushaltsplan 2021 wurden Haushaltsmittel zur Förderung der Praxisanleitung in Höhe
von 200.000 Euro im Titel 08 29 – 547 71, Nummer 12 berücksichtigt. Allerdings haben ab dem Winterse-
mester 2020 nochmals Studiengänge nach dem alten Hebammengesetz in Thüringen begonnen. Ab dem
Wintersemester 2021 werden nochmals Studiengänge nach dem alten Hebammengesetz durchgeführt. Da-
mit erhöht sich der Anteil der Auszubildenden. Im Ergebnis werden zur Förderung der Praxisanleitung nun-
mehr Haushaltsmittel voraussichtlich in Höhe von 367.800 Euro benötigt. Daher ist beabsichtigt, die zusätzli-
chen erforderlichen Haushaltsmittel in Höhe von 167.800 Euro, die nicht im Titel 08 29 – 547 71, Nummer 12
berücksichtigt sind, aus dem Titel 08 29 – 686 71 in Anspruch zu nehmen. Die entsprechende Deckungsfä-
higkeit ist vorhanden. Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

Vizepräsident Worm:

Vielen Dank, Frau Ministerin. Es gibt eine Nachfrage. Frau Abgeordnete Pfefferlein, bitte.

Abgeordnete Pfefferlein, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Vielen Dank. Frau Ministerin, ich habe eine Nachfrage. Es wurden pandemiebedingt keine Anträge von Ge-
burtshäusern gestellt, das habe ich richtig verstanden?

Werner, Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie:

Ja.

Abgeordnete Pfefferlein, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Sind jetzt noch Anträge offen bei Ihnen von den Geburtshäusern für dieses Jahr oder ist das jetzt im Fluss,
dass das genehmigt ist für die Geburtshäuser, was jetzt im regulären Haushaltstitel für 2021 mit enthalten
ist?

Werner, Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie:

Also zu erstens: Es gibt keine Anträge von Geburtshäusern. Und zum Zweiten: Es sind noch Mittel für Ge-
burtshäuser vom regulären Titel vorhanden, die noch beantragt werden können.

Abgeordnete Pfefferlein, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Es ist noch kein Antrag von Geburtshäusern für dieses Jahr für Mittel gestellt worden?
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Werner, Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie:

Doch, also es sind zwei verschiedene Sachen. Das eine ist das Sondervermögen, dazu gibt es keine Anträ-
ge, es wurden keine gestellt, könnten aber noch gestellt werden. Das Zweite sind die regulären Haushalts-
mittel für Geburtshäuser. Dort sind jetzt zum 30. Juni bereits ca. 75.000 Euro abgeflossen. Es werden in die-
sem Jahr noch weitere Mittel abgerufen und es stehen aber auch noch 185.000 Euro für weitere Anträge zur
Verfügung.

Vizepräsident Worm:

Vielen Dank, Frau Ministerin. Weitere Nachfragen kann ich nicht erkennen. Wir kommen damit zur nächsten
Mündlichen Anfrage der Abgeordneten König-Preuss in der Drucksache 7/3754.

Abgeordnete König-Preuss, DIE LINKE:

Funkzellenabfrage für den 13. März 2021 in Jena

Die Landespolizeiinspektion Jena informierte am 1. Juli 2021 über die am selben Tag erfolgten Durchsu-
chungsmaßnahmen gegen neun Personen in Jena, die der Sachbeschädigungen bzw. des Landfriedens-
bruchs an Geschäftsgebäuden in der Jenaer Innenstadt am 13. März 2021 verdächtigt werden. Auf einer
Demonstration am 3. Juli 2021 in Jena wurde nach Kenntnis der Fragestellerin bekannt, dass gegen die
Mehrheit der durchsuchten Personen der Tatverdacht laut Durchsuchungsbeschlüssen unter anderem damit
begründet worden sein soll, dass diese an dem Tatabend mit ihrem Mobiltelefon in einer Funkzelle im Be-
reich der Jenaer Innenstadt eingeloggt gewesen sein sollen. Auch auf der Grundlage solcher Begründungen
sollen sodann Wohnungen teils mit Rammen aufgebrochen und durchsucht sowie DNA-Entnahmen durch-
geführt worden sein. Eine einzelne Funkzelle hat auf dem Land oft einen Radius von bis zu 20 Kilometern, in
Innenstädten oft von mehreren Hundert Metern, was bedeutet, dass theoretisch in einer Stadt wie Jena mit
über 100.000 Einwohnerinnen und Einwohnern auch eine Vielzahl von Handydaten von Bürgerinnen und
Bürgern erhoben bzw. verarbeitet worden sein könnten.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie viele individualisierte und nichtindividualisierte Funkzellenabfragen – beispielsweise das Einloggen
von Mobiltelefonen in Funkzellen – für den 13. März 2021 wurden mit welcher Anzahl an Verkehrsdaten, Te-
lekommunikationsanschlüssen/Rufnummern und Rufnummerninhabern durch Thüringer Behörden durchge-
führt?

2. Mit welcher Art von Bestandsdaten – beispielsweise Name, Adresse, Geburtsdaten etc. – wurden dabei
wie viele Bestandsdatensätze zu den in Frage 1 genannten Funkzellenabfragen erhoben?

3. Welchen Radius in Metern bzw. abgedeckte Fläche wiesen die in Frage 1 genannten Funkzellen aus, ins-
besondere jene Funkzelle, die dem Bereich Löbderstraße in Jena zugeordnet wurde?

Vizepräsident Worm:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium für Inneres und Kommunales, Frau Staatssekretärin
Schenk.
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